
 

 

 

 
 

Ordentliche Hauptversammlung 2020 der 

United Internet AG, Montabaur 

am Mittwoch, den 20. Mai 2020, ab 11.00 Uhr  

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre  
nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127 AktG sowie nach  

§ 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossen-
schafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur 

Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 

Die Einberufung der Hauptversammlung enthält Angaben zu den Rechten der Ak-
tionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 AktG sowie nach § 1 des Gesetzes 
über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und 
Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie; nachfolgende Angaben enthalten weitergehende Erläuterungen dieser Re-
gelungen. Einige der maßgeblichen Gesetzestexte sind jeweils am Ende dieser Hin-
weise abgedruckt mit Stand zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Einladung. 
Über Einzelheiten der hier erläuterten Aktionärsrechte bestehen unterschiedliche 
rechtliche Auffassungen, die im Rahmen dieser Erläuterungen nicht vollständig 
wiedergegeben werden können. Den Aktionären wird empfohlen, in Zweifelsfällen 
Rechtsrat einzuholen. 

Erweiterung der Tagesordnung (§ 122 Abs. 2 AktG) 

Aktionäre, deren Anteile zusammen mindestens 5% des Grundkapitals oder den 
anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (Letzteres entspricht 500.000 Aktien) er-
reichen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die 
Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand 
muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen.  

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem 
Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien 
bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag oder, wenn die Gesellschaft 
dem Verlangen nicht entspricht und die Antragsteller um gerichtliche Entscheidung 
nachsuchen, bis zur Entscheidung des Gerichts, halten, wobei § 70 Aktiengesetz 
bei der Berechnung der Aktienbesitzzeit Anwendung findet. Der Tag des Zugangs 
des Verlangens ist nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem 
Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfol-
genden Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden. 



 

Ergänzungsanträge nebst Begründung oder Beschlussvorlagen müssen mindes-
tens 14 Tage vor der Hauptversammlung, d.h. bis zum Ablauf des 5. Mai 2020, 
24.00 Uhr, dem Vorstand der Gesellschaft unter der in der Einberufung angege-
benen Adresse: 

United Internet AG 
Investor Relations 
Elgendorfer Straße 57 
56410 Montabaur 
Fax-Nr.: 02602 96-1013 

schriftlich zugegangen sein. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden 
nicht berücksichtigt. 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden, sofern sie nicht 
schon mit der Einberufung bekanntgemacht wurden, unverzüglich nach Zugang 
des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und über geeignete Medien 
europaweit verbreitet sowie auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.uni-
ted-internet.de im Bereich Investor Relations/Hauptversammlung/2020 zugäng-
lich gemacht (§§ 121 Abs. 4 und 4a, 124 Abs. 1 AktG). Die geänderte Tagesord-
nung wird zusammen mit der Einberufung der Hauptversammlung nach § 125 Abs. 
1 Satz 3 AktG mitgeteilt. Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand den Aktionären 
zu machen, die es verlangen oder zu Beginn des 14. Tages vor der Versammlung 
als Aktionär im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind (§ 125 Abs. 2 
AktG). 

Diesen Aktionärsrechten liegen folgende Regelungen des Aktiengesetzes zugrunde 
(der Text von § 124 Abs. 1, § 125 Abs. 1 und 2 AktG ist unten bei den Erläuterun-
gen zu § 127 AktG abgedruckt): 

§ 121 AktG (Auszug aus der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung der Norm, 
die gemäß § 26j Absatz 4 EGAktG auf Hauptversammlungen, die bis einschließlich dem 
3. September 2020 einberufen werden, Anwendung findet)  
 
(4) Die Einberufung ist in den Gesellschaftsblättern bekannt zu machen. Sind die Aktio-

näre der Gesellschaft namentlich bekannt, so kann die Hauptversammlung mit ein-
geschriebenem Brief einberufen werden, wenn die Satzung nichts anderes be-
stimmt; der Tag der Absendung gilt als Tag der Bekanntmachung. 
 

(4a) Bei börsennotierten Gesellschaften, die nicht ausschließlich Namensaktien ausge-
geben haben oder welche die Einberufung den Aktionären nicht unmittelbar nach 
Absatz 4 Satz 2 übersenden, ist die Einberufung spätestens zum Zeitpunkt der Be-
kanntmachung solchen Medien zur Veröffentlichung zuzuleiten, bei denen davon 
ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen 
Union verbreiten. 
 

(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist 
der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, 
einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nach-
folgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten Gesell-
schaften kann die Satzung eine andere Berechnung der Frist bestimmen. 

 



 

§ 122 AktG 
 
(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen 

den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand 
zu richten. Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu 
verlangen, an eine andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am 
Grundkapital knüpfen. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindes-
tens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind 
und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 
§ 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden. 
 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil 
des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500000 Euro erreichen, verlangen, 
daß Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Je-
dem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beilie-
gen. Das Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 
Tage, bei börsennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung 
zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen.  
 

(3) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktionäre, die das 
Verlangen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptversammlung einzuberufen oder 
den Gegenstand bekanntzumachen. Zugleich kann das Gericht den Vorsitzenden der 
Versammlung bestimmen. Auf die Ermächtigung muß bei der Einberufung oder Be-
kanntmachung hingewiesen werden. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zu-
lässig. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie die Aktien bis zur Entschei-
dung des Gerichts halten. 
 

(4) Die Gesellschaft trägt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des Absatzes 3 
auch die Gerichtskosten, wenn das Gericht dem Antrag stattgegeben hat. 

 
§ 70 AktG  
 
Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, daß der Aktionär während 
eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein 
Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder 
ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das 
Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers 
wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhän-
der, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei 
einer Bestandsübertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des 
Gesetzes über Bausparkassen erworben hat.  
 
§ 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Ver-
eins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie (Auszug) 

 
(3) Abweichend von § 123 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 5 des Aktiengesetzes kann 

der Vorstand entscheiden, die Hauptversammlung spätestens am 21. Tag vor dem 
Tag der Versammlung einzuberufen. Abweichend von § 123 Absatz 4 Satz 2 des 
Aktiengesetzes hat sich der Nachweis des Anteilsbesitzes bei börsennotierten Ge-
sellschaften auf den Beginn des zwölften Tages vor der Versammlung zu beziehen 
und muss bei Inhaberaktien der Gesellschaft an die in der Einberufung hierfür mit-
geteilte Adresse bis spätestens am vierten Tag vor der Hauptversammlung zugehen, 
soweit der Vorstand in der Einberufung der Hauptversammlung keine kürzere Frist 
für den Zugang des Nachweises bei der Gesellschaft vorsieht; abweichende Sat-
zungsbestimmungen sind unbeachtlich. Im Fall der Einberufung mit verkürzter Frist 
nach Satz 1 hat die Mitteilung nach § 125 Absatz 1 Satz 1 des Aktiengesetzes spä-
testens zwölf Tage vor der Versammlung und die Mitteilung nach § 125 Absatz 2 des 
Aktiengesetzes hat an die zu Beginn des zwölften Tages vor der Hauptversammlung 
im Aktienregister Eingetragenen zu erfolgen. Abweichend von § 122 Absatz 2 des 



 

Aktiengesetzes müssen Ergänzungsverlangen im vorgenannten Fall mindestens 14 
Tage vor der Versammlung der Gesellschaft zugehen. 

Gegenanträge von Aktionären gemäß § 126 Abs. 1 AktG 

Jeder Aktionär hat das Recht, Gegenanträge gegen die Vorschläge von Vorstand 
und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung zu stellen.  

Gegenanträge, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen Adresse 
mindestens 14 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag des Zugangs und der 
Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also bis zum Ablauf des 
5. Mai 2020, 24:00 Uhr, zugegangen sind, werden einschließlich des Namens 
des Aktionärs, einer etwaigen zugänglich zu machenden Begründung und einer 
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich über die Internetseite der 
Gesellschaft unter www.united-internet.de im Bereich Investor Relations/Haupt-
versammlung/2020 zugänglich gemacht (vgl. § 126 Abs. 1 Satz 3 AktG). 

In § 126 Abs. 2 und Abs. 3 AktG nennt das Gesetz Gründe, bei deren Vorliegen 
ein Gegenantrag und dessen etwaige Begründung nicht über die Internetseite zu-
gänglich gemacht werden müssen. Eine Begründung braucht insbesondere nicht 
zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen be-
trägt. 

Für die Übermittlung von Gegenanträgen nebst einer etwaigen Begründung ist fol-
gende Adresse ausschließlich maßgeblich: 

United Internet AG 
Investor Relations 
Elgendorfer Straße 57 
56410 Montabaur 
Fax-Nr.: 02602 96-1013 
E-mail: investor-relations@united-internet.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge werden nicht zugänglich gemacht. 

Die Gesellschaft wird ordnungsgemäß gestellte, zulässige und rechtzeitig bei der 
Gesellschaft eingegangene Gegenanträge so behandeln, als ob sie in der virtuellen 
Hauptversammlung mündlich gestellt worden wären. 

Nach Ablauf des 5. Mai 2020 (24:00 Uhr) bei der Gesellschaft eingehende Gege-
nanträge werden nicht mehr veröffentlicht und gelten damit nicht als erhoben. In 
der virtuellen Hauptversammlung ist das Vorbringen von Gegenanträgen nicht 
möglich. 



 

Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 127 AktG 

Jeder Aktionär hat das Recht, Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 
oder zur Wahl von Abschlussprüfern zu machen, soweit Gegenstand der Tagesord-
nung eine Wahl ist (nachfolgend als "Wahlvorschläge" bezeichnet). Wenn der Ak-
tionär wünscht, dass Wahlvorschläge durch die Gesellschaft vor der Hauptver-
sammlung zugänglich gemacht werden, muss er die nachfolgend erläuterten Vo-
raussetzungen von § 127 AktG einhalten. Wahlvorschläge von Aktionären brau-
chen nicht begründet zu werden. Zugänglich zu machende Wahlvorschläge von 
Aktionären müssen der Gesellschaft unter der in der Einberufung angegebenen 
Adresse: 

United Internet AG 
Investor Relations 
Elgendorfer Straße 57 
56410 Montabaur 
Fax-Nr.: 02602 96-1013 
Email: investor-relations@united-internet.de 

bis zum Ablauf des 5. Mai 2020, 24.00 Uhr mit dem Namen des Aktionärs zuge-
hen. Zugänglich zu machende Wahlvorschläge werden unverzüglich einschließlich 
des Namens des Aktionärs, einer etwaigen Begründung und einer etwaigen Stel-
lungnahme der Verwaltung auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.uni-
ted-internet.de im Bereich Investor Relations/Hauptversammlung/2020 zugäng-
lich gemacht. 

Wahlvorschläge von Aktionären brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden 
1. soweit sich der Vorstand dadurch strafbar machen würde, 
2. wenn der Wahlvorschlag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Be-

schluss der Hauptversammlung führen würde, 
3. wenn eine dem Wahlvorschlag beigegebene Begründung in wesentlichen 

Punkten offensichtlich falsche oder irreführende Angaben oder wenn sie Be-
leidigungen enthält; in diesem Fall wird der Vorstand über eine Veröffentli-
chung des Wahlvorschlags ohne Begründung entscheiden, 

4. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptver-
sammlung nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, 
oder 

5. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen 
einen von ihm mitgeteilten Wahlvorschlag nicht gestellt hat oder nicht hat 
stellen lassen. 

Soweit der Wahlvorschlag begründet ist, braucht die Begründung nicht zugänglich 
gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

Die dargelegten Ausnahmen vom Erfordernis des Zugänglichmachens ergeben sich 
aus § 127 AktG in Verbindung mit § 126 Abs. 2 AktG. Die weiteren, in § 126 Abs. 
2 Nr. 4 und 5 AktG geregelten Ausnahmen sind nach der Rechtsauffassung des 
Vorstands auf Wahlvorschläge nicht anwendbar. Nach anderer Auffassung kommt 
eine eingeschränkte Anwendung dieser Ausnahmen in Betracht. 



 

Ferner braucht der Vorstand Wahlvorschläge von Aktionären nicht zugänglich zu 
machen, wenn sie nicht den Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort der vorge-
schlagenen Kandidaten, bei Wirtschaftsprüfungsgesellschaften die Firma und den 
Sitz, enthalten (§ 127 Satz 3 AktG, § 124 Abs. 3 Satz 4). Bei Vorschlägen zur Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern braucht der Vorstand Wahlvorschläge von Aktionären 
nicht zugänglich zu machen, soweit sie keine Angaben zur Mitgliedschaft der Kan-
didaten in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten enthalten; Angaben zur 
Mitgliedschaft der Kandidaten in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgre-
mien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden (§ 127 Satz 3 AktG, § 
125 Abs. 1 Satz 5 AktG). 

Stellen mehrere Aktionäre Wahlvorschläge zu derselben Wahl, so kann der Vor-
stand die Wahlvorschläge sowie etwaige Begründungen zusammenfassen. 

Die Gesellschaft wird ordnungsgemäß gemachte, zulässige und rechtzeitig einge-
gangene Wahlvorschläge so behandeln, als ob sie in der virtuellen Hauptversamm-
lung mündlich gemacht worden wären.  

Nach Ablauf des 5. Mai 2020 (24:00 Uhr) bei der Gesellschaft eingehende Wahl-
vorschläge werden nicht mehr veröffentlicht und gelten damit nicht als erhoben. 
In der virtuellen Hauptversammlung ist das Vorbringen von Wahlvorschlägen nicht 
möglich. 

Diesen Aktionärsrechten (Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären) lie-
gen folgende Regelungen des Aktiengesetzes zugrunde: 
 

§ 126 AktG  
 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung 
und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 
genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, 
wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen 
Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem be-
stimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür 
mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei 
börsennotierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die Internetseite der 
Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend.  
 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu 
werden,  
1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde,  
2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluß der 

Hauptversammlung führen würde,  
3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irre-

führende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält,  
4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs be-

reits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich ge-
macht worden ist,  

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung 
in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der 
Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptver-
sammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn 
gestimmt hat,  



 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er an der Hauptversammlung nicht 
teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder  

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen 
von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.  

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht werden, wenn sie insgesamt 
mehr als 5000 Zeichen beträgt.  

 
(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlußfassung Gegen-

anträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusam-
menfassen.  

 
§ 127 AktG (Auszug) 
 
Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Ab-
schlußprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu wer-
den. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, 
wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 
Satz 5 enthält. […] 
 
§ 124 AktG (Auszug)  
 
(3) Zu jedem Gegenstand der Tagesordnung, über den die Hauptversammlung beschlie-

ßen soll, haben der Vorstand und der Aufsichtsrat, zur Beschlussfassung nach § 120a 
Absatz 1 Satz 1 und zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und Prüfern nur der Auf-
sichtsrat, in der Bekanntmachung Vorschläge zur Beschlußfassung zu machen. Bei 
Gesellschaften, die kapitalmarktorientiert im Sinne des § 264d des Handelsgesetz-
buchs, die CRR-Kreditinstitute im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 1 des Kreditwesen-
gesetzes, mit Ausnahme der in § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Kreditwesenge-
setzes genannten Institute, oder die Versicherungsunternehmen im Sinne des Arti-
kels 2 Absatz 1 der Richtlinie 91/674/EWG sind, ist der Vorschlag des Aufsichtsrats 
zur Wahl des Abschlussprüfers auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses zu stüt-
zen. Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die Hauptversammlung bei der Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern nach § 6 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes an Wahlvor-
schläge gebunden ist, oder wenn der Gegenstand der Beschlußfassung auf Verlan-
gen einer Minderheit auf die Tagesordnung gesetzt worden ist. Der Vorschlag zur 
Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, ausgeübten Beruf 
und Wohnort anzugeben. Hat der Aufsichtsrat auch aus Aufsichtsratsmitgliedern der 
Arbeitnehmer zu bestehen, so bedürfen Beschlüsse des Aufsichtsrats über Vor-
schläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nur der Mehrheit der Stimmen der 
Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre; § 8 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes 
bleibt unberührt. 

 
§ 125 AktG (Auszug aus der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung der Norm, 
die gemäß § 26j Absatz 4 EGAktG auf Hauptversammlungen, die bis einschließlich dem 
3. September 2020 einberufen werden, Anwendung findet)  
 
(1) Der Vorstand hat mindestens 21 Tage vor der Versammlung den Kreditinstituten 

und den Vereinigungen von Aktionären, die in der letzten Hauptversammlung 
Stimmrechte für Aktionäre ausgeübt oder die die Mitteilung verlangt haben, die Ein-
berufung der Hauptversammlung mitzuteilen. Der Tag der Mitteilung ist nicht mit-
zurechnen. Ist die Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 zu ändern, so ist bei börsenno-
tierten Gesellschaften die geänderte Tagesordnung mitzuteilen. In der Mitteilung ist 
auf die Möglichkeiten der Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten, 
auch durch eine Vereinigung von Aktionären, hinzuweisen. Bei börsennotierten Ge-
sellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben 
zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten beizufü-
gen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kon-
trollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 
 

(2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand den Aktionären zu machen, die es verlangen 
oder zu Beginn des 14. Tages vor der Versammlung als Aktionär im Aktienregister 



 

der Gesellschaft eingetragen sind. Die Satzung kann die Übermittlung auf den Weg 
elektronischer Kommunikation beschränken. 
 

(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, daß ihm der Vorstand die gleichen Mit-
teilungen übersendet. 

4. Fragemöglichkeit der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten 

Auf Grundlage des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-
, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie ist den Aktionären in der virtuellen Hauptver-
sammlung zwar kein Auskunftsrecht im Sinne des § 131 AktG, jedoch die Möglich-
keit einzuräumen, Fragen zu stellen.  

Die Fragemöglichkeit der ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre oder ihrer Be-
vollmächtigten wird ausschließlich im Wege der elektronischen Kommunikation 
über einen gesonderten Bereich innerhalb des Aktionärsportals auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter www.united-internet.de im Bereich Investor Relati-
ons/Hauptversammlung/2020 eingeräumt. 

Jeder ordnungsgemäß angemeldete Aktionär oder sein Bevollmächtigter kann der 
Gesellschaft bis 18. Mai 2020, 11:00 Uhr Fragen zu den Gegenständen der Tages-
ordnung über das auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.united-inter-
net.de im Bereich Investor Relations/Hauptversammlung/2020 erreichbare Aktio-
närsportal gemäß des dafür vorgesehenen Verfahrens übermitteln. Während der 
virtuellen Hauptversammlung können keine Fragen gestellt werden. 

Nach § 1 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genos-
senschafts-, Vereins, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung 
der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie entscheidet der Vorstand nach pflicht-
gemäßem, freien Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet. Er kann dabei ins-
besondere Fragen zusammenfassen und im Interesse der anderen Aktionäre sinn-
volle Fragen auswählen. Weiter kann der Vorstand Aktionärsvereinigungen und 
institutionelle Investoren mit bedeutenden Stimmanteilen bevorzugen. Fragen in 
Fremdsprachen werden nicht berücksichtigt. Der Vorstand behält sich vor, wieder-
holt auftretende Fragen in allgemeiner Form vorab auf der Internetseite der Ge-
sellschaft zu beantworten. Der Vorstand kann auch vorgeben, dass Fragen bis spä-
testens zwei Tage vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation 
einzureichen sind; dazu hat sich der Vorstand, wie vorstehend beschrieben, ent-
schieden. 

Die entsprechende gesetzliche Regelung lautet wie folgt:  

§ 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Ver-
eins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie (Auszug) 

 
(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten 
wird, sofern 
1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 



 

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation 
(Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist, 

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunika-
tion eingeräumt wird, 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abwei-
chung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erforder-
nis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch 
gegen einen Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er 
wie beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor 
der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. 


